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der Zukunft ist schlichtweg viel zu groß, um hier alle örtlichen Belange wie bisher abzubilden. 
Nichtsdestotrotz erweckt das Bistum in Presse und sonstigen Informationen immer wieder 
den Eindruck, es änderten sich nur die Strukturen, sonst nichts. Tatsächlich findet aber logi-
scherweise über das Riesengremium der Synodalversammlung eine Konzentration auf das 
Wesentliche und auf die Orte statt, die eine „starke Lobby“ haben. Kleine und weniger stark 
vertretene Orte werden zwangsweise untergehen oder unterlegen sein. Daher ist weder das 
Gremium als solches noch die Struktur geeignet, Kirche vor Ort zu fördern – und das sollte 
eigentlich das Ziel der Synode und dieses Gremiums sein. Das Gesetz verfehlt daher das 
verlautbarte Ziel. Die Aufgaben der §§ 3, 1 Abs. 1 PGO sind damit unrealistisch und unmög-
lich. Einzelne Kirchorte werden daher über Kurz oder Lang in der Synodalversammlung nicht 
oder nicht hinreichend vertreten sein können.  

4. Hinzu kommt: Der mit der Zusammenkunft der Synodalversammlung („mindestens“ ein Mal 
im Jahr) verbundene Reise- und Zeit-Aufwand erscheint erheblich, um die vielfältigen Aufga-
ben (s.o.) anzugehen (Diskussion, Beschlussfassung). Wer wird die Zeit haben, sich maß-
geblich in der Synodalversammlung zu engagieren, zumal der tatsächliche Einfluss gering ist 
(was jeder nach kurzer Zeit merken wird)?  

5. Nicht geregelt ist überdies: Was ist, wenn ein Delegierter verhindert ist oder Wege zu weit 
sind (junge Menschen ab 14 sind nicht flexibel mobil, ebenso nicht die Älteren oder Berufstä-
tige oder anderweitig Verhinderte): Sind dann Vertreter zugelassen? Gibt es die Möglichkeit 
einer „unterjährigen“ Versammlung, wenn nicht ein Drittel der Delegierten, aber ein dringen-
des Thema, es verlangt (§ 1 Abs. 3 PGO)? Dazu gibt es bislang keine Regelung. Das Gesetz 
enthält daher eine offenkundige Lücke für diesen Fall. 

6. Welche Einflussnahme des einzelnen Getauften besteht überhaupt, wenn die Synodalver-
sammlung zu einem Großteil aus den Mitgliedern des Rats der Pfarrei – also aus 20 Gewähl-
ten Ratsmitgliedern und (!) den Mitgliedern des Leitungsteams (!) sowie 2 Berufenen (vgl. § 
14 Abs. 1), plus (!) pastoralen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, plus (!) Delegierten aus den 
Mitarbeitervertretungen und (!) Delegierten aus den Verwaltungsteams besetzt sein werden 
(so § 4 Abs. 1 PGO). In der Synodalversammlung sind also alle „oberen Gremien“ vertreten; 
im worst case bilden diese damit bereits die – beschlussfähige – Mehrheit in der Synodalver-
sammlung. Der Eindruck, der mit dem Gebilde Synodalversammlung erweckt wird, mithin 
Mitbestimmungsgremium der Basis zu sein, wird damit ins Gegenteil verkehrt. Das Wesen 
der Synodalversammlung ist daher irreführend, auch in den Informationsdokumenten (z.B. 
Brief des Generalvikars vom 11.2.2019: „Mit dieser neuen Versammlung stärken wir die 

Selbstverantwortung der Getauften…“).  
7. Überdies ergibt sich aus dem Gesetz nicht, wer die „Delegierten aus den Mitarbeitervertre-

tungen“ sein werden (§ 4 Abs. 1 PGO). Was sind die Mitarbeitervertretungen? Wer wählt die-
se? Wie werden diese legitimiert? Das Gesetz ist lückenhaft.  

8. Wo ist der Unterschied zwischen den „Delegierten aus den Mitarbeitervertretungen“ und den 
im gleichen Paragraphen genannten „pastoralen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern“ (vgl. § 4 
Abs. 1)? Das Gesetz ist unklar. 

9. Wenn die Synodalversammlung die Hälfte der Mitglieder des Rates der Pfarrei wählt (§ 2 
Abs. 1 PGO), dieser Rat der Pfarrei aber selbst komplett in der Synodalversammlung vertre-
ten ist (§ 4 Abs. 1), dann besteht eine unzulässige Ämterkollision. Bestellen und wählen sich 
die zehn Mitglieder dann selbst? Auch hier enthält das Gesetz eine Lücke. 

10. Wenn die Synodalversammlung die Hälfte der Mitglieder des Rates der Pfarrei wählt (§ 2 
Abs. 1 PGO), dieser Rat der Pfarrei aber selbst komplett in der Synodalversammlung vertre-
ten ist und letztlich über die Beschlüsse der Synodalversammlung noch einmal (separat) ent-
scheidet (§ 11 Abs. 6 PGO), dann braucht es keine („richtungsweisende“) Beschlussfassung 
in der Synodalversammlung, weil dann letztlich ohnehin der Rat der Pfarrei allein entschei-
det. Die betonte Selbstverantwortung der Getauften an der Basis entbehrt spätestens hier-
durch jeder Grundlage (Irreführung).  
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11. Wieso sollten Delegierte, die mehrere Orte von Kirche vertreten, nur ein Stimmrecht haben 
(so § 4 Abs. 4 PGO)? Möglicherweise kann es dann im Einzelfall zu widerstreitende Interes-
sen innerhalb der Person des Delegierten kommen, der sich im Falle einer Interessenkollisi-
on für ein Interesse entscheiden müsste. Dem „anderen“ Interesse fehlte dann quasi das 
„rechtliche Gehör“. Es fehlt infolgedessen die Gleichberechtigung eventuell vorhandener un-
terschiedlicher Interessen, wenn ein Delegierter mehrerer Orte von Kirche mit widerstreiten-
den Interessen vertritt, dieser aber nur ein Stimmrecht hat. 

12. Die Entsendevoraussetzungen des § 5 PGO sind diskriminierend, da damit quasi alle Gegner 
des Rahmenleitbilds der Pfarrei der Zukunft und / oder der neuen Ordnung der Gremien aus-
geschlossen werden – das sind entsprechend den aktuellen Bekundungen mehrere tausend 
katholische Mitchristen! Die Synodalversammlung ist damit ein undemokratisches Gremium. 
Ohne demokratische  Legitimation braucht es auch kein Gremium. Dann kann gleich „von 
oben“ stromlinienförmig bestimmt werden.  

13. Gäste aus anderen Religionen und Konfessionen können in der Synodalversammlung „bera-
tend mitwirken“ (§ 4 Abs. 5 PGO). Wie wird der Gefahr der Verwässerung des katholischen 
Glaubens und der Einflussnahme anderer Religionen auf die Belange der katholischen Pfar-
rei vorgebeugt?  

14. Gäste anderer Konfessionen können beratend mitwirken (§ 4 Abs. 5 PGO). Die Moderator/in 
des Rates der Pfarrei hat das Recht zur Teilnahme in der Synodalversammlung (§ 6 Abs. 1). 
In den öffentlichen Sitzung kann jedermann anwesend sein (§ 9 Abs. 1). Dies wirft mehrere 
fragliche Lücken auf: Wo ist der rechtliche / tatsächliche Unterschied auf Teilnahme, Bera-
tung und Anwesenheit – hier mangelt es an Definition? Besteht das Anwesenheitsrecht im 
Rahmen einer öffentlichen Sitzung auch für Nicht-Katholiken (Vertreter anderer Religionen 
und Konfessionen, z.B. Islamisten)? Wo wird die Grenze zum „beratend mitwirkenden Gast-
recht“ für andere Konfessionen und Religionen (vgl. § 4 Abs. 5 PGO) gezogen? Wer be-
stimmt darüber?  

15. Das Präsidium der Synodalversammlung setzt sich neben nur zwei Synodalen aus einem 
Mitglied des Leitungsteams und zwei Mitgliedern vom Rat der Pfarrei zusammen. Eine Mehr-
heit der Mitglieder aus den Reihen der Delegierten der Synodalversammlung ist im Präsidium 
also offenbar nicht (!) vorgesehen (Vgl. § 6 Abs. 2 PGO). Das „christliche Fußvolk“ ist daher 
von Entscheidungen ausgeschlossen, insbesondere „regieren“ selbst dann auch hier in der 
Synodalversammlung diese drei Vertreter (1xLeitungsteam und 2x Rat der Pfarrei) allein und 
unkontrolliert, wenn es um (wichtige) Fragen geht, die zwischen den Sitzungen (also unter-
jährig) zu regeln sind. Denn: hier entscheidet allein (!) das Präsidium, mehrheitlich bestehend 
aus diesen drei genannten Mitgliedern (so ausdrücklich § 6 Abs. 4 PGO). Der Einfluss der 
Synodalversammlung tendiert spätestens damit gen Null! Es ist fraglich, wie es hier über-
haupt noch um tatsächliche Belange einzelner Kirchen vor Ort gehen kann.  

16. Die Synodalversammlung nimmt die „Berichte und Rechenschaftsberichte vom Rat der Pfar-
rei, dem Leitungsteam und den Arbeitsgruppen entgegen“ (§ 2 Abs. 2). Was bedeutet dieses 
„entgegen nehmen“? Sind diese Berichte von der Synodalversammlung zu prüfen? Oder zu 
genehmigen? Ist womöglich dem Leitungsteam, dem Rat der Pfarrei, den Arbeitsgruppen 
Entlastung zu erteilen? Woher kommt die Kompetenz in der Synodalversammlung, derartige 
(Rechenschafts-)Berichte zu beurteilen? Wenn die Kompetenz aus den Arbeitsgruppen 
kommen soll: Prüfen sich diese dann selbst (weil die Synodalversammlung ja auch die Be-
richte der Arbeitsgruppen entgegen nehmen soll)? Besteht dann Personenidentität zwischen 
den Mitgliedern der Arbeitsgruppe und den Mitgliedern des Prüfer-Teams? Wer wählt / legi-
timiert die Arbeitsgruppe, insbesondere, wenn die Mitglieder der Arbeitsgruppe nicht Mitglied 
in der Synodalversammlung sind (so § 8 Abs. 2 PGO)? Wer bestimmt, wer dort dann hinein 
darf? Wer bestimmt im Konfliktfall? Das Gesetz ist extrem lückenhaft und widerspricht dem 
Synodengedanken. 
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 Die bisherige Auflistung der Punkte zur Synodalversammlung kommt daher zu der Erkennt-
nis, dass der Gesetzesentwurf eher ein diktatorisches System unter einem vermeintlich de-
mokratischen Mantel etabliert. Es wird keine „Selbstverantwortung der Getauften“ und keine 
Stärkung der Mitbestimmung geben. Es wird daher den Mitchristen ein falsches Bild präsen-
tiert, wenn kommuniziert wird: „Ehrenamtliche gestalten die Pfarrei der Zukunft mit – von An-
fang an“ (beispielsweise Brief des GV v. 11.2.2019, S. 2). Der Einfluss des Gremiums der 
Getauften „vor Ort“ ist vielmehr geringer als je zuvor. Er tendiert nach Maßgabe des Geset-
zesentwurfs gegen Null.  

 
 
II. Rat der Pfarrei (Artikel 2 II. PGO): 

1. Die Aufgabenbefugnisse des Rats der Pfarrei widersprechen kirchenrechtlichen Vorgaben 
und dem Priesterbild „Hirte der ihm anvertrauten Gemeinde“ zu sein. Während hiernach 
maßgeblich der Pfarrer über die Pfarrei zu bestimmen hat, fasst nach der Gesetzesvorlage 
aber der Rat der Pfarrei die „für die Erfüllung der Aufgaben der Pfarrei und der Kirchenge-
meinde notwendigen Beschlüsse“ (§ 11 Abs. 3 PGO). Das Leitungsteam wirkt dann an der 
Umsetzung mit (vgl. § 11 Abs. 3 S.2 PGO). 

2. Unklar und lückenhaft ist, was gemeint ist, dass „Rat der Pfarrei und Leitungsteam bei allen 
die Pfarrei betreffenden Fragen kooperieren müssen (§ 11 Abs. 2 a.E.). Bedeutet Kooperati-
on, dass beide sich einig sein müssen? Wer überstimmt wen im Konfliktfall? Letztlich ist aber 
auch diese Regelung eine Farce, weil das Leitungsteam ohnehin im Rat der Pfarrei vertreten 
ist. Es kommt also letztlich, auch bei den notwendigen (!) Beschlüssen auf die Abstimmung 
im Rat der Pfarrei an, dessen Beschlüsse durch „Stimmenmehrheit“ gefasst werden (§ 20 
Abs. 2 PGO). Der Pfarrer als der Hirte der ihm anvertrauten Gemeinde hat bei Beschlüssen 
(außer bei Wahlen) zur Erfüllung der Aufgaben der Pfarrei und der Kirchengemeinde hinge-
gen nur dann ein Entscheidungsrecht, wenn (zufällig) Stimmengleichheit vorliegt (§ 20 Abs. 2 
Satz 4 PGO). Ein Letztentscheidungsrecht in allen Belangen der („seiner“?) Pfarrei bleibt ihm 
gerade nicht. Die Hirtenfunktion kann damit nicht umfassend erfüllt werden. Völlig unklar, ob 
der Pfarrer überhaupt noch etwas zu bestimmen hat, da die Geschäftsordnung für das Lei-
tungsteam bezeichnender Weise erst gar nicht vorgelegt wurde. Diese hat jedoch Gesetzes-
charakter.   

3. Auch das Widerspruchsrecht eines Pfarrers nach § 24 PGO gegen Beschlüsse, sofern diese 
„gegen kirchliches oder weltliches Recht“ verstoßen, ist eine unzumutbare kirchenrechtswid-
rige Krücke. Zunächst: Soll der leitende Pfarrer zukünftig auch eine Juristenausbildung mit-
bringen, um „weltliches Recht“ judizieren zu können? Ihm überdies ein Widerspruchsrecht 
nur in Fällen „(weltlicher oder kirchen-)rechtswidriger“ Beschlüsse zuzubilligen oder wenn er 
nach Prüfung nachteilige Auswirkungen für die Kirche (!) oder kirchlicher Rechtspersonen (!) 
(nicht Gemeindemitglieder oder sonstige Belange!?) sieht, ist mit der Hirtenfunktion und den 
Maßgaben des Kirchenrechts unvereinbar. Wird der leitende Pfarrer überdies zur Rechen-
schaft gezogen, wenn er nicht erkennt, ob ein Beschluss gegen kirchliches oder weltliches 
Recht verstößt? Immerhin ist es als Pflichtvorschrift deklariert („muss“)? Wäre also ein derar-
tiger Verstoß womöglich schon ein Grund für den Generalvikar um einzugreifen (vgl. Art. V. § 
26)? Letztlich verbleibt auch dem leitenden Pfarrer mit all diesen Regelungen keine Möglich-
keit der Gestaltung seiner Pfarrei (nicht einmal im Falle des Widerspruchs zum Nachteil der 
Kirche und Kirchenrechtspersonen – da entscheidet letztlich der Generalvikar, § 24 Abs. 2 
a.E. PGO). Das ist kirchenrechtswidrig, widerspricht dem Priesterbild und ist von einer Viel-
zahl der Katholiken (und insbesondere sicher auch einer Vielzahl von Pastören, die angetre-
ten sind, Hirte ihrer Gemeinde zu sein!) nicht gewollt.  

4. Im Gesetz über die Verwaltung und Vertretung des Kirchenvermögens steht die Befugnis des 
Rats der Pfarrei, das Leitungsteam bei der Führung der „operativen Geschäfte“ zu beaufsich-
tigen (§ 1 Abs. 3 KVVG 2020). Man muss sich einmal vorstellen, was auf den Rat der Pfarrei 
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hier insgesamt für eine riesige ehrenamtliche (!) Aufgabe zukommt, insbesondere, wenn er 
auch noch Einsicht in die Unterlagen des Leitungsteams und die ordnungsgemäße Verwen-
dung der Mittel nehmen und damit also einen echten Prüfungsauftrag erfüllen soll (§ 1 Abs. 4 
KVVG 2020). Es ist fraglich, welcher Berufstätige diese umfangreichen Aufgaben wird über-
nehmen können und wollen? 

5. Soweit sich sowohl in der PGO als auch im KVVG 2020 hierzu weitere Einzelheiten, insbe-
sondere „zur Zuordnung der jeweiligen Zuständigkeiten“ (!) u.a. auch „aus einer vom Gene-
ralvikar erlassenen Geschäftsordnung“ ergeben (vgl. § 11 Abs. 3 PGO, § 1 Abs. 3 KVVG 
2020), und diese noch nicht vorliegt, ist auch hier eine abschließende Beurteilung der Lage 
zu den Aufgaben und Befugnissen des Rats der Pfarreien vor allem in Bezug auf die Anfor-
derungen des kirchenrechtlichen Canon und der Vermögensverwaltung derzeit nicht möglich. 
Diese hier vorgenommene Stellungnahme im Rahmen der Anhörung ist daher nur vorbehalt-
lich. Auch hier bedarf es der Verlängerung der Anhörungsfrist, bis alle Grundlagen zu den 
Gremien der zukünftigen Pfarrei der Zukunft vorliegen. 

 Fraglich ist zudem, ob die Geschäftsordnung nicht ihren Charakter als solche überschreitet 
und der Generalvikar überhaupt legitimiert ist, allein, einseitig und ohne Kontrolle derartige 
Zuständigkeits-Zuordnungen vorzunehmen (so § 11 Abs. 3 PGO). Es ist daher anzunehmen, 
dass die Regelungen der vorgesehenen Geschäftsordnung an dieser Stelle Gesetzes-
(ähnlichen)-Charakter haben, die daher auch im Gesetz über die Ordnung der pfarrlichen 
Gremien im Bistum Trier selbst geregelt werden müssten. Die Grundlagen der Anhörung sind 
somit unvollständig, Legitimationen werden überschritten.  

6. Unklar ist die Abgrenzung zwischen „Pfarrei“ und „Kirchengemeinde“ in § 11 Abs. 3 PGO 
(und an zahlreichen anderen Stellen, teilweise auch nur singulär verwendet). Es fehlen die 
maßgeblichen Definitionen / Differenzierungen – gerade auch im Hinblick auf die unter-
schiedlichen Verwendungen der Begriffe im Gesetzesentwurf. 

7. Woher erhält der Rat kirchenrechtlich die Legitimation über den „Einsatz von Ressourcen“ 
(Immobilien?), über den „Stellenplan“ und die „Entwicklungsziele“ strategische Vorgaben zu 
machen (§ 11 Abs. 7 PGO)? Sind diese Gegenstand der „notwendigen Beschlüsse“ nach § 
11 Abs. 3 PGO, die das Leitungsteam hinzunehmen und umzusetzen hat (§ 11 Abs. 3 
PGO)? Die Abgrenzung der Befugnisse zum Leitungsteam ist unklar. 

8. Der Rat der Pfarrei bestätigt die Orte von Kirche, die in die Synodalversammlung delegieren 
möchten (§ 11 Abs. 8 PGO). Die Entsendevoraussetzungen für derartige Orte von Kirche 
(per se diskriminierend, vgl. oben), sind ein Einfallstor für den Rat der Pfarrei, um einen Ort 
von Kirche / Delegierte nicht zuzulassen (insbesondere die „Beschreibung des eigenen An-
liegens“ bietet hierfür eine unkontrollierbare Basis, § 5 Punkt 3 PGO, da hierfür keine vorge-
gebenen, nachprüfbaren Kriterien existieren). Was ist, wenn der Rat der Pfarrei einen Ort von 
Kirche nicht bestätigt? Gibt es Einspruchsrechte? Wie wird Gleichberechtigung unter den ka-
tholischen Mitchristen gewahrt, kontrolliert? Gibt es womöglich zwei Klassen von „Orten von 
Kirche“: diejenigen, die vom Rat der Pfarrei zugelassen werden und die, die nicht zugelassen 
werden (wer wird sich dann engagieren, wenn er nicht zugelassen wird)? Hier werden unter 
Umständen die Katholiken von der Gemeinschaft ausgeschlossen, deren Anliegen dem Rat 
der Pfarrei nicht gefällt oder die beispielsweise der (konfusen) Ordnung der Gremien (vgl. § 5 
Punkt 2 PGO) nicht zustimmen. Hier wird in Kauf genommen, dass katholische Mitchristen 
aus der Gemeinschaft ausgeschlossen werden. Das kann nicht im Sinne unseres Glaubens 
und des Kirchenrechts sein. 

9. Im Rat der Pfarrei sind bis zu „2 berufene Mitglieder“ (§ 14 Abs. 1 PGO). Wer beruft diese? 
Wer kann sich hierfür bewerben? Welche Kriterien müssen diese erfüllen? Wer kontrolliert 
diese Berufung / entscheidet im Konfliktfalle? Das Gesetz ist auch hier lückenhaft.  

10. Wie kann der Rat der Pfarrei eine „gewählte Repräsentanz“ (Brief 11.2. 2019, S. 2) sein, 
wenn bis zu 7 Mitgliedern vorbestimmt sind (5 Leitungsteam, 2 Berufene). 10 Ratsmitglieder 
haben überdies die Entsendevoraussetzungen zu erfüllen. Damit ist der Rat der Pfarrei keine 
unabhängig gewählte Repräsentanz mehr. Das Gesetz ist auch hier irreführend. 
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11. Die > 35 Priester des Bistums Trier haben keinerlei (!) Einflussnahmemöglichkeit auf die Ge-
staltung der Pfarrei der Zukunft. Sie dürfen allenfalls „themen- und (! – nicht oder) anlassbe-
zogen mit beratender Stimme an den Sitzungen des Rates teilnehmen“. Dieses durch die Re-
form geschaffene Priesterbild ist kirchenrechtswidrig – und überdies mit eine der traurigsten 
Passagen dieses Gesetzesentwurfs. 

12. Bei der Berufung in den Rat der Pfarrei sind Personengruppen zu berücksichtigen, die nicht 
schon unter den gewählten Mitgliedern vertreten sind (§ 14 Abs. 4 PGO). Darin verankert ist 
möglicherweise eine Diskriminierung aufgrund vorhandenen Berufs, die überhaupt nicht ver-
anlasst ist (abgesehen davon, dass fraglich ist, überhaupt genug willige Ratsmitglieder zur 
Auswahl zu haben). Offen und lückenhaft ist überdies, welche Art von „Personengruppen“ 
überhaupt gemeint sind – geht es um differenzierte Berufe? Um soziale oder kulturelle Fakto-
ren?  

13. § 15 Abs. 2: Wie kann jemand, der nicht in der Pfarrei seinen Wohnsitz hat, wahlberechtigt 
für die Synodalversammlung sein? Gibt es dann „Wahl“-Hopping? Kann man Mitglied in meh-
reren Synodalversammlungen sein? Hier fehlt eine einheitliche Regelung, insbesondere auch 
zu anderen Bestimmungen des Gesetzesentwurfs, wo es auf den Wohnort (tw. auf den 
Hauptwohnort) ankommt.  

14. Es soll mindestens vier Sitzungen des Rats der Pfarrei pro Jahr geben (§ 10 Abs. 2 PGO). 
Zwischen den Sitzungen „entscheidet“ über alle Fragen (außer Vermögensverwaltung) aber 
nicht der gesamte Rat der Pfarrei, sondern der Vorstand (§ 19 Abs. 6 PGO), der sich aus 
dem Pfarrer, dem / der Moderator/in und dem/r Schriftführer/in zusammen setzt (§ 19 Abs. 1). 
Über diese Entscheidungen des Vorstands ist der Rat der Pfarrei dann in der nächsten Sit-
zung zu informieren (§ 19 Abs. 6). Ein „Gegenstimm“-Recht gegen die Entscheidungen des 
Vorstands hat der Gesamtrat der Pfarrei dann aber offenbar nicht. Dies bedeutet, dass letzt-
lich allein der Vorstand entscheidet, womöglich letztlich gar der Moderator, wenn er den 
Schriftführer auf seiner Seite hat (bei mehrheitlicher Abstimmung). Damit wird der Einfluss 
von (ganz) oben auf die maßgebliche Entscheidungsebene deutlich - und dies eingedenk der 
Tatsache, dass der Pfarrer in seinem Handeln unter dem Damoklesschwert der Stromlinien-
förmigkeit steht, weil er sonst Gefahr läuft, spätestens nach sechs Jahren sein Amt zu verlie-
ren. Was ist zwischen den Sitzungen des Rats der Pfarrei mit den Fragen der Vermögens-
verwaltung, die über § 19 Abs. 6 PGO vom Entscheidungsrechts des Vorstands ausgenom-
men ist. Auch der Ausschuss für die Vermögensverwaltung (§ 21 PGO) hat keine Handhabe 
zwischen den Sitzungen (sollten hier Befugnisse über Entscheidungen der Vermögensver-
waltung in der vom Generalvikar noch zu erlassenden Geschäftsordnung sein, vgl. § 21 Abs. 
3 PGO, gilt das oben Gesagte. Die Lage kann daher in der jetzt laufenden Anhörung nicht 
abschließend beurteilt werden.  

 Überdies: Womöglich ist die Entscheidung über Fragen der Vermögensverwaltung auch nur 
deswegen dem Rat der Pfarrei und dessen Vorstand entzogen, weil die Aufgaben der Ver-
mögensverwaltung ohnehin dem Leitungsteam zugeordnet sind (§ 27 PGO iVm KVVG). Da-
mit wird ersichtlich, dass die wesentlichen Entscheidungsbefugnisse beim Leitungsteam lie-
gen und unter welcher Einflussnahme dieses steht. Es gibt keine gesetzlichen Regelungen, 
die eine Einflussnahme des Bischofs und des Generalvikars auf die Belange der Pfarrei der 
Zukunft einschränkt, verbietet oder kontrolliert. Damit ist jeglichem „Regieren von oben“ Tür 
und Tor geöffnet. 

15. Beschlussfassungen im Rat der Pfarrei aufgrund besonderer Dringlichkeit gibt es nur in den 
Fällen des § 17 KVVG 2020, wenn jemand sein Amt verliert (beispielsweise wegen grober 
Pflichtwidrigkeit oder wegen grober Verletzung der Loyalität zum kirchlichen Auftrag, vgl. 
Abs. 2 – was sicher auslegungsfähig ist!?), so § 20 Abs. 8 PGO. Sonstige Fälle der Dring-
lichkeit eines Ratsbeschlusses, bei welcher unter Verzicht auf Form und Frist eine Be-
schlussfassung möglich sein müsste, sind im Gesetzesentwurf jedoch nicht vorgesehen. Das 
zeigt, dass selbst in allen, auch dringenden Fällen, der Vorstand allein entscheiden kann. Es 
gibt noch nicht einmal eine Vorlage von Bedingungen, unter welchen Umständen eine Einbe-
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ziehung der Ratsmitglieder  gewährleistet sein muss. Damit kann der Vorstand (also letztlich 
der Pfarrer) auch im Rat „unterjährig“, d.h. zwischen den Sitzungen, nach Belieben Entschei-
dungen  treffen, die nicht mehr angreifbar sind. Dies zeigt die massive Befugnisse „von oben“ 
– und dass es auch hier letztlich nicht (entscheidend) auf die gewählten Ratsmitglieder an-
kommt. 

16. Wie kann überdies der Rat der Pfarrei strategisch (z.B. Schwerpunktsetzungen, § 12 Abs. 2 
PGO) arbeiten, zugleich gemeinsam mit dem Leitungsteam die Verantwortung für die strate-
gischen Ziele der Pfarrei und der Kirchengemeinde haben (§ 26 Abs. 2 PGO), demgegen-
über aber Aufsichtsaufgaben auch in operativer Hinsicht übernehmen (§ 1 Abs. 3 KVVG 
2020), Stichwort: Ämterkollision, Abgrenzung der Aufgaben und Befugnisse?  

 
 
III. Leitungsteam (Art. 2 III.): 

 
1. Die Zuständigkeiten sind nicht geklärt. Sie ergeben sich aus einer vom Generalvikar zu er-

lassenden Geschäftsordnung (§ 26 Abs. 2 PGO), die nicht vorliegt. Eine abschließende Beur-
teilung insbesondere der Befugnisse (mit gesetzesgleichem Charakter), der Abgrenzung zu 
den Aufgaben des Rats der Pfarreien und (kirchen-)rechtlicher Vorgaben ist daher nicht mög-
lich. Die folgenden Ausführungen stehen daher ebenfalls unter dem Vorbehalt der vollständi-
gen Vorlage aller relevanten Grundlagen (s. nähere Begründung oben).  

2. Die strategischen Ziele hat das Leitungsteam mit dem Rat der Pfarrei zu verantworten. Dem 
Leitungsteam obliegt dann (nur) die operative Umsetzung (§ 26 Abs. 1, 2 PGO). Hinsichtlich 
der pastoralen Aufgabe bewegt sich das Leitungsteam im Rahmen der „pastoralen Schwer-
punktsetzungen des Bistums sowie den strategischen Vorgaben des Rats der Pfarrei über 
pastorale Schwerpunkte“ (§ 26 Abs. 4). Den vom Leitungsteam eigens erarbeiteten Ge-
schäftsverteilungsplan hat der Rat der Pfarrei zu genehmigen. Wo bleibt hier die Leitungs-
funktion des Leitungsteams, wo die Selbstverantwortung und Gestaltungsmöglichkeit des 
Pfarrers? Insbesondere vor dem Hintergrund der kirchenrechtlichen Vorgaben?  

3. Hauptamtliche Mitglieder des Leitungsteams können vom Bischof (!) aus wichtigem Grund 
vorzeitig abberufen werden (§ 29 Abs. 3 PGO). Es gibt keine Anhaltspunkte, was ein solch 
wichtiger Grund sein könnte (Regelungslücke). Wer kontrolliert die Abberufung durch den Bi-
schof und schützt den Hauptamtlichen vor Willkür? 

4. § 32 PGO: Wieso können ehrenamtliche Mitglieder des Leitungsteams nur welche sein, die in 
der Pfarrei ihre Hauptwohnung haben? Was ist mit denjenigen, die an der „Grenze“ zur 
Nachbar-Pfarrei der Zukunft wohnen? Sind diese von einem Ehrenamt dann ausgeschlos-
sen, obwohl diese womöglich mehr mit dieser Pfarrei verbunden sind und hier kürzere Wege 
bestehen als zur „Zentrale“ ihrer (entfernt gelegenen) Pfarrei der Zukunft, zu deren Einzugs-
gebiet aber die Hauptwohnung liegt? Die gleiche Frage ergibt sich überdies für die Wählbar-
keit eines Mitglieds im Verwaltungsteam, das seinen „Hauptwohnsitz im Gebiet der Kirchen-
gemeinde“ haben muss (§ 15 Abs. 1 KVVG 2020). Die Regelungen zur Wählbarkeit sind un-
einheitlich und nicht logisch, zumindest gibt es keine abgrenzbare Erklärung, v.a. zu den 
oben genannten Regelungen, wonach für die Wählbarkeit gerade kein Wohnsitz im Gebiet 
der Pfarrei der Zukunft sein muss.  

5. § 34 PGO: Wer kontrolliert die Abberufung des ehrenamtlichen Mitglieds des Leitungsteams 
durch den Generalvikar aus wichtigem Grund? 

6. § 35 PGO: Wem gegenüber gilt die generell statuierte Amtsverschwiegenheit?  
 Es ist mit Vorstehendem festzustellen, dass der Pfarrei der Zukunft nicht mehr eigenständig 

gestalten, planen, handeln kann. Wie die Befugnisse im Leitungsteam generell und unterei-
nander sein werden, ist völlig offen und unklar. Hinzu kommt weiterhin, dass bei einer Ernen-
nung des Pfarrers auf sechs Jahre die Befürchtung hinzukommt, dass er „stromlinienförmig“ 
agieren (muss), wenn er entsprechend seinem Auftrag als Hirte überhaupt noch irgendeine 
Art von Leitungsverantwortung für seine Gemeinde übernehmen will? Fraglich ist in diesem 
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Zusammenhang auch: Werden für die Abberufung / Versetzung eines Pfarrers die Regelun-
gen des Kirchenrechts (analog) gelten oder endet die Amtszeit des leitenden Pfarrers ohne 
(nachweisbaren) Grund nach sechs Jahren?  

 
 

IV. Gesetzesentwurf KVVG 2020: 

 

§ 1 Abs. 1: Was ist das „(selbständige) Vermögen der Kirchengemeinde“? Welche Abgrenzungen 
ergeben sich auch zu dem sonst verwendeten Begriff der Pfarrei? (weitere Anmerkungen sind 
noch zu ergänzen) 

 
 

V. Orte von Kirche:  

 
Der Gesetzesentwurf enthält keine expliziten Regelungen für die Orte von Kirche, obwohl diese 
doch die „erste und entscheidende Ebene des kirchlichen Lebens“ sein sollen (Artikel 2, Präam-
bel). Es sind daher viele Fragen offen: 
1. Können Orte von Kirche auch ökumenisch besetzt sein? Wenn ja, wie wird sichergestellt, 

dass der katholische Glaube mittel-/langfristig nicht verwässert? 
2. Es ist zu lesen: „Orte von Kirche gibt es schon heute und zum Teil sehr lange“ (gemeint sind 

wohl beispielsweise Kindergärten und Krankenhäuser): Was soll / wird sich also an diesen 
Stellen im Rahmen der Strukturreform ändern? Wo ist der Mehrwert zur aktuellen Lage? 

3. Was ist, wenn das „Fundament vielfältigen Engagements“, das das Bistum als Erfolg der 
Pfarrei der Zukunft voraussetzt, mangels Akzeptanz der Reformen nicht mehr so vielfältig 
sein wird und sich nicht so viele Einzelne und einzelne Charismen zukünftig finden lassen, 
die sich (verstärkt) engagieren wollen/sollen? Wo ist der Gewinn im Engagement im Ver-
gleich zu jetzt, d.h. können sich diejenigen, die jetzt schon Orte von Kirche sein wollen – also 
beispielsweise Kindergärten, Krankenhäuser, Chor, Gemeinden usw. – nicht auch jetzt schon 
„engagieren“? Wo ist der Mehrwert nach / mit der Strukturreform? Woher kommt die Zuver-
sicht, dass sich zukünftig mehr Menschen in Orten von Kirche engagieren werden?  

4. Welche Art von (neuer, zusätzlicher?) Unterstützung durch Hauptamtliche sollen die Orte von 
Kirche erfahren? Erfahren die heute bereits vorhandenen Orte von Kirche (Kindergärten, Kir-
chen u.ä.) nicht bereits schon Unterstützung durch Hauptamtliche – und: Ehrenamtliche? Wo 
ist also der zukünftig geplante und vorhersehbare Mehrwert dieser (Struktur-)Maßgabe?  

5. Gibt es eine Maximalzahl an Orten von Kirche? Delegierten in die Synodalversammlung? 
6. Welche Regelmäßigkeit braucht ein Ort von Kirche – wöchentlich, monatlich, quartalsweise, 

jährlich? 
7. Wieso können Orte von Kirche nicht auch unter der bisherigen Struktur – stärker – entste-

hen?  
 
 

Zusammenfassend muss man sich anhand dieses Gesetzesentwurfs zu den Gremien Folgendes 
vor Augen führen: In die Synodalversammlung kommen nur diejenigen Delegierten, die „stromli-
nienförmig“ die Entsendevoraussetzungen (§ 5) erfüllen, was überdies der Rat der Pfarrei be-
stimmt. Gegen die Ablehnung scheint es keine Handhabe zu geben. Die Delegierten in der Syno-
dalversammlung dürfen „richtungsweisende“ Beschlüsse fassen, die aber letztlich dem Rat der 
Pfarrei zur Entscheidung vorgelegt werden. Sollte also der Rat der Pfarrei in der Synodalver-
sammlung (in der er komplett vertreten ist!) einmal überstimmt werden (obgleich er ja ohnehin 
schon großes Gewicht hat), so kann er dies dadurch wieder aushebeln, indem er über diesen 
Beschluss hiernach selbst entscheidet (§ 11 Abs. 6 PGO). Die Synodalversammlung hat damit im 
Grunde keinerlei Einfluss. Sie ist letztlich zur Mitbestimmung und Selbstverantwortung überflüs-
sig. Hinzu kommt: Das Bild der Gemeinde, wie sie kirchenrechtlich verankert ist, verliert auf Basis 
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dieses Gesetzesentwurfs ihr Gesicht. Entgegen dem angekündigten Perspektivwechsel wird zu-
künftig gerade nicht der Einzelne in den Fokus genommen (s. Abschlussdokument), sondern laut 
dem Gesetzesentwurf taucht ein echtes Mitentscheidungsrecht des Einzelnen in der Ordnung der 
pfarrlichen Gremien nicht mehr auf, obwohl angeblich allein die „Orte von Kirche die erste und 
entscheidende Ebene des kirchlichen Lebens“ sind (Präambel zur PGO). Auch das Priesterbild 
wird leider völlig desavouiert. Man muss sich fragen, wer zukünftig noch Berufungen hören soll. 


